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Zivil- und sozialhilferechtliche Zuständigkeit für Kindesschutzmassnahmen bei Wohnsitzwechsel
Sachverhalt

Ausgangslage:

· Kind X, 4 Monate alt und seine Mutter wurden unmittelbar nach der Geburt in eine Pflegefamilie zwecks Abklärung der Erziehungsfähigkeit der Mutter platziert. Anlass für dieses behördliche Handeln war eine Gefährdungsmeldung einer Mütternberaterin. 

· Die Mutter, welche unter einer diagnostizierten Oligrophrenie leidet, verliess die Pflegefamilie vor Ablauf der vereinbarten Aufenthaltsdauer.

· Die VB F. verfügte einen Obhutsentzug, damit das Kind in eine geeignete Einrichtung platziert werden könnte. Gestützt auf den Abklärungsbericht, welcher während dem Aufenthalt in der Pflegefamilie erstellt wurde, bot die VB der Kindsmutter an, sich zwischen einer Mutter-Kind-Einrichtung und einer Platzierung des Kindes in eine Pflegefamilie zu entscheiden. Die Kindsmutter wollte nicht in eine Mutter-Kind-Einrichtung.

· Die VB F. ernannte einen Beistand für das Kind mit der Aufgabe, die Platzierung des Kindes in eine geeignete Pflegefamilie zu organisieren. Die Umplatzierung von der „ersten“ Pflegefamilie in eine geeignete andere Pflegefamilie wurde von der VB verfügt.

· Die Kindsmutter reichte beim Regierungsstatthalter eine Beschwerde ein und verlangte, dass sie in eine Mutter-Kind-Einrichtung gehen könne. Der Regierungsstatthalter entsprach im Beschwerdeentscheid dem Begehren der Kindsmutter. Der Obhutsentzug wurde aufrecht erhalten, aber eine andere Platzierung verfügt. Die Kindsmutter wird voraussichtlich nächste Woche in die Mutter-Kind-Einrichtung eintreten.

Es stellen sich Zuständigkeitsfragen, wenn sich die Situation wie folgt entwickelt: 

· Kindsmutter tritt mit dem Sohn in die Mutter-Kind-Einrichtung ein, bricht aber den Aufenthalt nach kurzer Zeit ab und zieht zur betagten Mutter ausserhalb des Kantons Bern (bsp. Kanton ZH) und begründet in X zivilrechtlichen Wohnsitz.

Zuständigkeitsfragen:

· Zivilrechtlicher Wohnsitz ist heute F., weil die Kindsmutter als Inhaberin der elterlichen Sorge in F. wohnt (Institutionsaufenthalt gründet keinen neuen zivilrechtlichen Wohnsitz). Damit sind der zivilrechtliche Wohnsitz und der Unterstützungswohnsitz des Kindes ebenfalls F.

· Die Kindsmutter zieht nach Austritt aus der Einrichtung nach X im Kanton ZH und gründet einen neuen zivilrechtlichen Wohnsitz. Ist nun der neue zivilrechtliche Wohnsitz des Kindes ebenfalls X und damit zuständig für Kindesschutzmassnahmen?

· Ist es richtig, dass der Unterstützungswohnsitz unverändert F. bleibt?

· Der Beistand, welcher von der VB F. eingesetzt wurde, muss nun den persönlichen Verkehr regeln und hat die Anweisung der allfälligen neuen zuständigen VB X zu befolgen?

· Falls eine neue Kindesschutzmassnahme von der VB X verfügt würde, beispielsweise die Umplatzierung des Kindes in eine Einrichtung im Kanton ZH, müsste der Unterstützungswohnsitz den höheren Kostenansatz für die ausserkantonale Platzierung bezahlen?

Erwägungen

1. Das Kind hat einen unselbständigen Wohnsitz. Steht es unter der alleinigen elterlicher Sorge der Mutter, teilt es immer den Wohnsitz der Mutter, unabhängig davon, ob es auch unter deren Obhut stehe (Art. 23 ZGB; C. Hegnauer, Wohnsitz des Kindes unter elterlicher Gewalt, ZVW 1988 S. 150; Hausheer/Reusser/Geiser, Berner Kommentar, N 34/13 zu Art. 162 ZGB). Steht es unter Vormundschaft, richtet sich sein Wohnsitz nach dem Sitz der Vormundschaftsbehörde (Art. 25 Abs. 2 ZGB).


2. Der Unterstützungswohnsitz des Kindes richtet sich im interkantonalen Verhältnis nach Art. 7 ZUG (Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger). Grundsätzlich richtet sich auch hier der Wohnsitz des Kindes nach jenem der Inhaberin der elterlichen Sorge. Es hat allerdings unter anderem dann einen eigenen Unterstützungswohnsitz, wenn es dauernd nicht bei den Eltern oder einem Elternteil wohnt (Art. 7 Abs. 3 lit. c ZUG), wobei es keine Rolle spielt, ob die Fremdplatzierung durch die Eltern selbst oder gestützt auf Art. 310 ZGB durch die Vormundschaftsbehörde vorgenommen wurde (W. Thomet, Kommentar ZUG, Rz 125 S. 81 f.).


3. Besteht für ein Kind eine Kindesschutzmassnahme, und wechselt die Inhaberin der elterlichen Sorge den zivilrechtlichen Wohnsitz, so  geht die vormundschaftsbehördliche Zuständigkeit zur Führung der Massnahme nicht von Gesetzes wegen automatisch auf die neue Wohnsitzbehörde über. Vielmehr muss die Massnahme von der bisher verantwortlichen Behörde an die neue Wohnsitzbehörde übertragen und von dieser übernommen werden (Empfehlungen der VBK zur Übertragung vormundschaftlicher Massnahmen, ZVW 2002, Ziff. 1.2 S. 208 und Ziff. 2.2 S. 213, mit Einschränkung der bundesgerichtlichen Praxis zur Frage der Aufenthaltszuständigkeit in BGE 129 I 419). Zu welchem Zeitpunkt eine Massnahme zu übertragen sei, richtet sich nach den konkreten Verhältnissen und dem Kindeswohl, grundsätzlich ist auf Konstanz und auf Betreuung vor Ort zu achten. Dabei macht es einen Unterschied, ob die vormundschaftliche Betreuungsperson in erster Linie mit dem Kind, der Inhaberin der elterlichen Sorge, den Pflegeeltern oder als ausgesprochene rechtliche Interessenvertretung (z.B. bei Erbteilungen) tätig ist.


4. Ist die gewählte Platzierung des Kindes an die Anwesenheit der Mutter geknüpft, stellen sich bereits bei Errichtung der Massnahme Grundsatzfragen. So hat die platzierende Behörde die Option, dass die (nicht platzierbare) Mutter den Pflegeplatz jederzeit verlassen kann, bei Prüfung der Eignung der Massnahme in Betracht zu ziehen. Es ist insbesondere festzulegen, was geschieht, wenn die Mutter das Kind verlässt. Verlässt sie die Institution mitsamt dem Kind, begeht sie eine strafbare Handlung, und das Kind kann zurückgeführt werden (Art. 220 StGB, Entziehen von Unmündigen). Verlässt sie die Einrichtung ohne Kind, und verwirkt die platzierende Behörde damit die Möglichkeit, die Platzierung fortzusetzen, weil die institutionellen Bedingungen einen gemeinsamen Aufenthalt von Mutter und Kind voraussetzen, bedürfte bei Absehbarkeit der Renitenz der Mutter bereits der Platzierungentscheid einer Nachfolgelösung. Damit könnte auch das Problem der unsicheren örtlichen Zuständigkeit vermieden werden. Fehlt ein Eventualentscheid, so hat die dannzumal örtlich zuständige Vormundschaftsbehörde einen neuen Platzierungsentscheid zu fällen (vergleiche diesbezüglich allerdings die kontroverse Praxis bezüglich Kindes- und Erwachsenenschutz in ZVW 2002 Nr. 1 S. 52 [Entscheid Kt. Jura bezüglich Kindesschutz] und BGE 126 III 415 [für den Erwachsenenschutz]).


5. Damit lassen sich Ihre Fragen wie folgt beantworten:

a) Die Kindsmutter zieht nach Austritt aus der Einrichtung nach X im Kanton ZH und gründet einen neuen zivilrechtlichen Wohnsitz. Ist nun der neue zivilrechtliche Wohnsitz des Kindes ebenfalls X und damit zuständig für Kindesschutzmassnahmen?
Der Wohnsitz der Mutter richtet sich danach, wo sie sich mit der Absicht des dauernden Verbleibens einen neuen Lebensmittelpunkt begründet. Ein Spontanwegzug – in Missachtung einer vormundschaftsbehördlichen Kindesschutzmassnahme – begründet für sich alleine noch keinen neuen Wohnsitz. Bis sichergestellt ist, ob die Kindsmutter tatsächlich bei ihrer betagten Mutter einen neuen Lebensmittelpunkt begründet, bleibt ihr alter Wohnsitz bestehen (Art. 24 Abs. 1 ZGB) und damit auch die zivilrechtliche Zuständigkeit der Vormundschaftsbehörde F., welche gegebenenfalls eine sofortige Umplatzierung des Kindes vornehmen müsste, sofern die Bedingungen der gewählten Mutter-Kind-Institution ein Verbleiben des Kindes allein nicht zulassen. Allerdings sollte diese Umplatzierungsmöglichkeit mit Vorbedacht schon heute ins Auge gefasst werden, damit die Mutter entsprechend aufgeklärt ihre Entscheidungen treffen kann (sofern sie aufgrund ihrer Oligophrenie nicht als urteilsunfähig zu bezeichnen wäre) und keine überstürzten und dem Kindeswohl abträgliche Entscheide getroffen werden müssen.

b) Ist es richtig, dass der Unterstützungswohnsitz unverändert F. bleibt?
Ja. Wenn das Kind in einen andern Kanton zieht und nicht unter Vormundschaft steht, bleibt sein Unterstützungswohnsitz am ursprünglichen Wohnsitz, von welchem aus die Erstplatzierung erfolgt ist, bestehen (Art. 7 Abs. 3 lit. c ZUG). Bei Kindern unter Vormundschaft richtet sich der Unterstützungswohnsitz nach dem Sitz der Vormundschaftsbehörde. Eine Übertragung einer Vormundschaft nach Art. 368 ZGB lässt deshalb auch den Unterstützungswohnsitz übergehen (Art. 7 Abs. 3 lit. a ZUG), was im vorliegenden Fall zur Zeit aber ohne Relevanz ist. Wechselt die Inhaberin der elterlichen Sorge den Wohnsitz innerhalb des Kantons, richtet sich der Unterstützungswohnsitz nach kantonalem Sozialhilferecht (Art. 46 f. SHG Kt. Bern).

c) Der Beistand, welcher von der VB F. eingesetzt wurde, muss nun den persönlichen Verkehr regeln und hat die Anweisung der allfälligen neuen zuständigen VB X zu befolgen?
Ein Beistand hat nie die Kompetenz, ein Besuchsrecht autoritativ festzulegen. Dieses Recht kann ihm auch nicht von der Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 308 Abs. 2 ZGB übertragen werden (Y. Biderbost, Die Erziehungsbeistandschaft, S. 316; C. Hegnauer, Berner Kommentar, N 69 zu Art. 275 ZGB; BGE 118 II 241 ff.). Vielmehr liegt die alleinige Zuständigkeit entweder bei der Vormundschaftsbehörde (Art. 275 ZGB), im Rahmen eherechtlicher Verfahren beim Gericht (Art. 133, 134, 176 Abs. 3 ZGB). Dagegen gehen Abmachungen mit Institutionen und Pflegeeltern gerichtlichen oder behördlichen Verfügungen vor (C. Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, § 19.15).

Weder das Obhutsrecht, welches (auch nach der Platzierung durch den Regierungsstatthalter) bei der Vormundschaftsbehörde F. liegt, noch die Erziehungsbeistandschaft, welche in F. geführt wird, gehen automatisch von Gesetzes wegen auf eine andere Behörde über. Vielmehr bedarf es hiezu eines Übertragungsverfahrens (ZVW 2002 S. 213 ff.). Wird die Beistandschaft übertragen, erfolgt in der Regel auch ein Beistandswechsel. Der bisherige Beistand könnte aber auch von der neu übernehmenden Wohnsitzbehörde ernannt werden, damit sein Mandat unter neuer Aufsicht fortsetzen, was sich namentlich dann empfiehlt, wenn Konstanz wichtig und ein geschaffenes Vertrauensverhältnis (namentlich zwischen Beistand und Kind oder Beistand und Eltern) nicht in Frage gestellt werden soll.


d) Falls eine neue Kindesschutzmassnahme von der VB X verfügt würde, beispielsweise die Umplatzierung des Kindes in eine Einrichtung im Kanton ZH, müsste der Unterstützungswohnsitz den höheren Kostenansatz für die ausserkantonale Platzierung bezahlen?
Ja, dem ist so. Allerdings dürfen die vormundschaftlichen Organe (vormundschaftliche Behörden und Vormund/in) bei der Wahl des geeigneten Pflegeplatzes die Belastung der kostenpflichtigen Personen und der Sozialhilfe nicht ausser Acht lassen. Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit (Art. 5 Abs. 2 BV; BGE 126 I 112) findet auch diesbezüglich Anwendung und lässt sich in die Formel giessen „so billig wie möglich, so teuer wie nötig“ (Hegnauer, ZVW 1996 S. 42 Ziff. 3). Dementsprechend haben die vormundschaftlichen Organe  eine bevorstehende Unterbringung frühzeitig mit der kostenpflichtigen Fürsorgebehörde vorzubesprechen, damit deren allfällige Einwände und alternativen Vorschläge geprüft und gegebenenfalls berücksichtigt werden können (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 4). Das kostenpflichtige Fürsorgewesen, dem entweder kein Akteneinsichtsrecht gewährt wurde oder dessen Stellungnahme zur Angemessenheit des Pflegeplatzes nicht in den Entscheid einbezogen wurde, bleibt zwar kostenpflichtig. Es kann sich aber mittels Vormundschaftsbeschwerde zur Wehr setzen, wenn das verfügende Organ nicht derselben Körperschaft angehört, oder andernfalls die Aufsichtsbeschwerde beanspruchen (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 5 und dort zitierte Quellen). Offensichtlich unangemessene vormundschaftliche Massnahmen mit Kostenfolgen kann das zuständige Fürsorgewesen mittels Verfügung ablehnen, womit das verfügende vormundschaftliche Organ auf den Beschwerdeweg verwiesen wird, sofern es nicht derselben Körperschaft angehört wie das Fürsorgeorgan (Hegnauer, ZVW 1996 S. 43 Ziff. 6). Diesfalls könnte sich das Fürsorgewesen nur an die Aufsichtsbehörde des verfügenden vormundschaftlichen Organs wenden, um eine Korrektur des Platzierungsentscheides erwirken zu können, es bliebe aber bis zum Vorliegen eines neuen Entscheides kostenpflichtig.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 16. April 2007
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